
 

  

 

 

Gesetzentwurf der Fraktion CDU vom 08.03.2016:  
Gesetz zum Erlass eines Landesbibliotheksgesetzes und  
zur Änderung weiterer Rechtsvorschriften 

Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft  
der Universitätsbibliotheken NRW (AGUB) 
 
 
 

Vorbemerkung 

Die Fraktion der CDU im Landtag hat am 08.03.2016 einen Entwurf für ein ‚Ge-
setz zum Erlass eines Landesbibliotheksgesetzes und zur Änderung weiterer 
Rechtsvorschriften‘ eingebracht. Zu diesem Gesetzentwurf soll am 29.09. eine 
Landtagsanhörung zu dem Gesetzentwurf stattfinden. Die AGUB hat sich ent-
schieden, im Rahmen der verbandlichen Anhörung, zu der sie selbst als Ar-
beitsgemeinschaft im Verband der Bibliotheken des Landes Nordrhein-
Westfalen e.V. (vbnw) nicht geladen ist, eine eigene bibliotheksfachliche Stel-
lungnahme abzugeben und diese über den Vorsitzenden des vbnw für den 
Bereich Wissenschaftliche Bibliotheken, Herrn Uwe Stadler, für die Landtags-
anhörung zur Verfügung zu stellen. 

Die von der AGUB vertretenen Universitätsbibliotheken unterliegen dem 
Hochschulfreiheitsgesetz. Daher strebt die AGUB nicht an, über ein Biblio-
theksgesetz die Angelegenheiten der Hochschulbibliotheken umfassend darzu-
stellen und zu regeln (wie dies einst im Mustergesetz des Deutschen Biblio-
theksverbandes versucht wurde). Sie hat den vorliegenden Entwurf deshalb 
nur unter dem Gesichtspunkt geprüft, ob die vorgeschlagenen Regelungen für 
die Universitätsbibliotheken in NRW sinnvoll und akzeptabel sind.  

Hinsichtlich der Regelungen, die die Landesbibliothek NRW betreffen, hat die 
AGUB ihre Position ausdrücklich mit den Universitäts- und Landesbibliotheken 
in Bonn, Düsseldorf und Münster abgestimmt. 

 

Dr. Dietmar Haubfleisch, 13.09.2016 
 
 

Arbeitsgemeinschaft der 
Universitätsbibliotheken 

Der Vorsitzende 
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Artikel 1  
Gesetz über die Bibliotheken im Land Nordrhein-Westfalen 
 
Teil 1 Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Informationsfreiheit, Bildung und Kultur  

(1) Bibliotheken sind nach Maßgabe ihrer Benutzungsbestimmungen und mit Rücksicht auf ihren 
konkreten Zweck für jedermann zugänglich. Sie gewährleisten damit in besonderer Weise das Recht, 
sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten.  

AGUB: 

Die AGUB betrachtet die Informationsfreiheit als ein hohes Gut. Die Universitätsbiblio-
theken gewähren selbstverständlich der interessierten Öffentlichkeit Zugang zu ihren Be-
ständen. Die Einschränkungen „nach Maßgabe ihrer Benutzungsbestimmungen und mit 
Rücksicht auf ihren konkreten Zweck“ ermöglichen es, die Interessen der Hochschulange-
hörigen angemessen zu wahren.  

(2) Die öffentlichen Bibliotheken sind in der Buchauswahl und in der Auswahl der sonstigen Informa-
tionsmittel unabhängig.  

§ 2 Aufgaben von Bibliotheken  

(1) Bibliotheken sind Bildungseinrichtungen. Zu ihren Aufgaben gehören die Unterstützung des 
selbstbestimmten lebenslangen Lernens, die Leseförderung sowie die Vermittlung von Medien- und 
Informationskompetenz durch eigene Angebote und durch Kooperation mit anderen Bildungseinrich-
tungen  

AGUB:  

Die Vermittlung von Informationskompetenz im wissenschaftlichen Kontext hat sich zu 
einer der Kernaufgaben der Universitätsbibliotheken entwickelt.  

(2) Bibliotheken sind Gedächtnisinstitutionen. Zu ihren Aufgaben gehört es, wertvolle Altbestände 
und Sammlungen zu bearbeiten, zu erschließen und durch sachgerechte Aufbewahrung und Konser-
vierung zu sichern. Durch Digitalisierung sollen diese Bestände für die öffentliche Nutzung zur Verfü-
gung gestellt werden.  

AGUB: 

Soweit die Universitätsbibliotheken über wertvolle Altbestände und Sammlungen verfü-
gen, betrachten sie deren Bewahrung und Erschließung selbstverständlich als ihre ver-
antwortungsvolle Aufgabe, deren Erfüllung sie insbesondere auch durch Einwerbung von 
Fördermitteln (DFG, Bund, Land) nachkommen. Die AGUB begrüßt es ausdrücklich, dass 
die Digitalisierung als Aufgabe der Bibliotheken erwähnt ist.  

Durch Digitalisierung soll die Sichtbarkeit des kulturellen Erbes Nordrhein-Westfalens ge-
fördert und die Nutzung der Bestände erleichtert werden. Die Digitalisierung ersetzt je-
doch nicht die Erhaltung der Originale.  
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Mit Mitteln des Landes digitalisierte Altbestände und Sammlungen müssen im Rahmen 
der rechtlichen Möglichkeiten offen zugänglich und umfassend nutzbar sein. 

(3) Bibliotheken sind Kultureinrichtungen. Sie stellen öffentliche Räume für Begegnung, Kommunika-
tion, Integration und Kreativität bereit.  

§ 3 Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für Bibliotheken in Trägerschaft des Landes und der unter der Rechtsaufsicht 
des Landes stehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts und deren Vereinigungen.  

AGUB:  

Das Gesetz gilt also auch für die Hochschulbibliotheken.  

(2) Öffentlich zugängliche Bibliotheken in kirchlicher oder privater Trägerschaft ergänzen und berei-
chern das bibliothekarische Angebot in Nordrhein-Westfalen. Für sie gilt dieses Gesetz nur, soweit 
ausdrücklich auf diese Bibliotheken Bezug genommen wird.  

§ 4 Begriffsbestimmungen 

(1) Bibliotheken sind zur Benutzung bestimmte und erschlossene Sammlungen von Büchern und an-
deren Medien.  

(2) Öffentliche Bibliotheken sind zur Benutzung für die Allgemeinheit bestimmte Bibliotheken in Trä-
gerschaft der Gemeinden und Gemeindeverbände.  

 

Teil 2 Landesbibliotheksaufgaben 

§ 5 Landesbibliothek Nordrhein-Westfalen  

(1) Die Aufgaben der Landesbibliothek Nordrhein-Westfalen werden in Zusammenarbeit mit dem 
Landesbibliothekszentrum arbeitsteilig von den Universitätsbibliotheken Bonn, Düsseldorf und 
Münster nach Weisung und im Auftrag des Landes wahrgenommen. Die Lippische Landesbibliothek 
in Detmold wirkt als ehemalige Landesbibliothek des Landes Lippe bei der Erfüllung dieses Auftrages 
mit. Die Bibliotheken erhalten für ihre landesbibliothekarischen Aufgaben einen Zuschuss.  

(2) Zu den Aufgaben der Landesbibliothek gehört die Sammlung, Verzeichnung, Bewahrung und Be-
reitstellung von Veröffentlichungen aus und über Nordrhein-Westfalen sowie die Koordination von 
Maßnahmen zur Erhaltung des schriftlichen kulturellen Erbes des Landes. Das Gesetz über die Ablie-
ferung von Pflichtexemplaren in Nordrhein-Westfalen bleibt unberührt.  

AGUB:  

In Absatz 1 wird mit „Weisung und Auftrag des Landes“ explizit die Doppelrolle der drei 
Universitäts- und Landesbibliotheken Bonn, Düsseldorf und Münster beschrieben.  
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Erfreulich ist die Anerkennung der finanziellen Verantwortung des Landes; statt der Zu-
sage eines in der Höhe nicht definierten Zuschusses wünschen wir jedoch eine eindeuti-
gere Anerkennung der Kostenübernahme, z.B. indem Satz 3, Absatz 1 ersetzt wird durch: 
„Diese Aufgaben finanziert das Land.“  

Im Pflichtexemplargesetz ist die Sammlung, Erschließung, Bereitstellung und Erhaltung 
der Veröffentlichungen aus Nordrhein-Westfalen geregelt sowie die Erstellung der Nord-
rhein-Westfälischen Bibliographie. Der vorliegende Gesetzentwurf geht darüber hinaus 
hinsichtlich der "Sammlung, Verzeichnung, Bewahrung und Bereitstellung von Veröffent-
lichungen über Nordrhein-Westfalen sowie die Koordination von Maßnahmen zur Erhal-
tung des schriftlichen kulturellen Erbes des Landes." Dies ist zu begrüßen. Die Finanzie-
rungszusage des Landes muss auch für diese Aufgaben gelten. 

Die Rolle des hbz sollte analog zum Pflichtexemplargesetz präzisiert werden: Das hbz un-
terstützt die drei Universitäts- und Landesbibliotheken durch die Entwicklung und den 
Betrieb von technischen Infrastrukturleistungen. Die AGUB schlägt vor, dies in einem Abs. 
3 zu § 5 festzuhalten und dafür den unklaren Hinweis auf das hbz in § 5 Abs. 1 zu strei-
chen. 

Darüber hinaus schlägt die AGUB vor, das Pflichtexemplargesetz vollständig in das Bibli-
otheksgesetz zu integrieren.  

§ 6 Landesbibliothekszentrum Nordrhein-Westfalen  

(1) Das Hochschulbibliothekszentrum Nordrhein-Westfalen wird in Landesbibliotheks-zentrum um-
benannt. Zu seinen Aufgaben gehören die Verhandlung und Verwaltung von Lizenzen für elektroni-
sche Inhalte sowie die Bereitstellung zentraler informationstechnischer Dienstleistungen. Weitere 
Aufgaben bestimmt das zuständige Ministerium durch Satzung.  

AGUB:  

Im Verständnis der AGUB und nach der gültigen Satzung ist das hbz eine Dienstleistungs-
einrichtung für die Hochschulbibliotheken des Landes NRW. Als solche ist sie nicht im Bib-
liotheksgesetz zu verankern. Schon jetzt kann das hbz gem. § 2, Absatz 1 b.) seiner Sat-
zung Dienste für andere Kundengruppen - wie z.B. den öffentlichen Bibliotheken - auf der 
Grundlage von vertraglichen Vereinbarungen und Vollkostenerstattung entwickeln und 
erbringen. Diese Regelung sollte aus Sicht der AGUB so weiter bestehen bleiben. 

(2) Die in § 10 Abs. 2 des Kulturfördergesetzes genannte Fachstelle für öffentliche Bibliotheken wird 
dem Landesbibliothekszentrum angegliedert. Sie hat die Aufgabe, Konzepte und Programme zur Si-
cherung und zum Ausbau öffentlicher Bibliotheken zu entwickeln und zu vermitteln sowie insbeson-
dere kleinere Bibliotheken in allen bibliotheksfachlichen Fragen zu informieren, zu beraten und zu 
unterstützen.  

AGUB:  

s. Position zu Abs. (1) § 6. 
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§ 7 Landesspeicherbibliothek  

Um das in Nordrhein-Westfalen gesammelte Bibliotheksgut in seiner inhaltlichen und thematischen 
Breite dauerhaft zu erhalten und seine Nutzung zu fördern, soll eine zentrale Speicherbibliothek mit 
angeschlossenem Digitalisierungszentrum errichtet werden. Die in § 5 Absatz 1 Satz 1 genannten 
Einrichtungen erarbeiten hierzu zusammen mit dem für Kultur zuständigen Ministerium binnen zwei 
Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ein Betriebs-, Ablieferungs- und Digitalisierungskonzept.  

AGUB:  

Das Thema Speicherbibliothek, das aktuell auch auf nationaler Ebene intensiv diskutiert 
wird, hat für die dem Hochschulgesetz unterliegenden Hochschulbibliotheken inzwischen 
an Dringlichkeit zugenommen, allerdings als Teilaspekt einer koordinierten Aussonde-
rungsstrategie für wenig(er) benötigte Gebrauchsliteratur des 20. und 21. Jahrhunderts. 
Hier geht es primär darum, die knappen Raumkapazitäten der einzelnen Bibliotheken 
von dieser Art von Literatur zu entlasten und gleichzeitig die Vielfalt der Literaturbestän-
de im Land sicherzustellen (u.a. Sicherung von ‚last copies‘). 

Die Abgabe von historisch bedeutsamer Literatur (Stichwort Kulturelles Erbe) aus Univer-
sitäts- und/oder Landesbibliotheken sowie weiterer Bibliotheken, in denen diese Literatur 
sachgerecht aufbewahrt, erschlossen, bereitgestellt wie auch konservatorisch betreut, 
restauriert und digitalisiert wird, an eine Landesspeicherbibliothek ist aus Sicht der AGUB 
nicht vorstellbar.  

Für die Entwicklung eines Konzeptes für eine wie auch immer rechtlich und strukturell or-
ganisierte Speicherbibliothek sind die betreffenden Bibliotheken in angemessenem Maße 
zu beteiligen. Die AGUB steht für Expertise zur Verfügung. 

Hinzuweisen ist, dass die Einrichtung und der dauerhafte Betrieb einer Speicherbibliothek 
nicht ‚kostenneutral‘ zu bewerkstelligen, sondern ausreichend und dauerhaft auszufinan-
zieren ist (vgl. dazu Pkt. D ‚Kosten‘ im Vorspann des Gesetzesentwurfes: „Direkte finanzi-
elle Auswirkungen hat der vorliegende Gesetzentwurf nicht.“). 

 

Vorschlag der AGUB für einen zusätzlichen Paragraphen (im Anschluss an § 7): 

§ x Digitales Archiv Nordrhein-Westfalen  

Das Land NRW stellt für die Präsentation und Langzeitarchivierung des digitalen und di-
gitalisierten schriftlichen Kulturerbes des Landes das Digitale Archiv Nordrhein-Westfalen 
(DA NRW) zur Verfügung.   

Dieses schriftliche Kulturerbe befindet sich in der Fläche verteilt in zahlreichen Bibliothe-
ken des Landes. Das DA NRW nimmt unter anderem auch die nach dezentralem Konzept 
von zahlreichen (Hochschul-)Bibliotheken des Landes erstellten Digitalisate (vgl. auch § 8 
Abs. 3) in das DA NRW auf. Das DA NRW wird hierfür angemessen ausfinanziert. 

Das DA NRW stellt Metadaten und Volltexte des schriftlichen Kulturerbes im Rahmen der 
rechtlichen Möglichkeiten sowie nach Maßgabe jeweils geltender technischer Standards 
im Sinne des Open Access offen zugänglich zur Verfügung. Bei der Auszeichnung von Di-
gitalisaten mit Lizenzrechten ist darauf zu achten, dass gemeinfreie Werke gemeinfrei 
bleiben. 
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Teil 3 Förderung und Gebühren 

§ 8 Landesförderung 

(1) Die Förderung der öffentlichen Bibliotheken richtet sich nach dem Kulturfördergesetz Nordrhein-
Westfalen.  

(2) Darüber hinaus fördert das Land Projekte der kooperativen Weiterentwicklung von öffentlichen 
Bibliotheken und anderen Kultur- und Bildungseinrichtungen zu so genannten „Dritten Orten“, um 
insbesondere in strukturschwachen Gebieten oder an sozialen Brennpunkten eine bibliothekarische 
und kulturelle Grundversorgung zu gewährleisten. Zu diesem Zweck kann auch die Umgestaltung von 
Schulbibliotheken zu öffentlichen Bibliotheken gefördert werden.  

(3) Das Land fördert Projekte der Digitalisierung von Bibliotheksbeständen, den Aufbau von informa-
tionstechnischen Infrastrukturen zur Präsentation und Langzeitverfügbarkeit digitaler Inhalte, den 
konsortialen Erwerb elektronischer Ressourcen sowie Maßnahmen der Bestandserhaltung.  

AGUB:  

Die AGUB begrüßt die in Absatz (3) angekündigten Fördermaßnahmen. Im Grundsatz 
sind Maßnahmen zum Erhalt des kulturellen Erbes jedoch bereits im Kulturfördergesetz 
verankert. 

Mit Mitteln des Landes digitalisierte Bibliotheksbestände müssen im Rahmen der rechtli-
chen Möglichkeiten offen zugänglich und umfassend nutzbar sein. 

(4) Das Land kann Bibliotheken in kirchlicher oder privater Trägerschaft fördern, wenn diese mit Zu-
stimmung der zuständigen Gemeinde die Aufgabe einer öffentlichen Bibliothek wahrnehmen oder 
von besonderer wissenschaftlicher Bedeutung sind. Dies gilt auch, wenn eine Bibliothek nur ehren-
amtlich betreut wird.  

§ 9 Bibliotheksgebühren 

(1) Bibliotheken dürfen für ihre Dienstleistungen sozial ausgewogene Gebühren und Entgelte erhe-
ben. Eintrittsgelder für die Benutzung des Bestandes vor Ort werden nicht erhoben. Dies gilt auch, 
wenn eine Bibliothek in kirchlicher oder privater Trägerschaft mit öffentlichen Mitteln gefördert 
wird.  

AGUB:  

Der zweite Satz sollte gestrichen werden. Innerhalb des Dienstleistungsspektrums der 
Universitätsbibliotheken hat die Bereitstellung von Nachschlagewerken und grundlegen-
der Literatur für die unmittelbare Einsichtnahme vor Ort einen immer geringeren Stel-
lenwert. Es ist nicht eindeutig, ob die Nutzung von magazinierten Beständen, Sonderbe-
ständen und digitalen Angeboten innerhalb der Bibliothek durch den kostenfreien „Ein-
tritt“ abgedeckt sind oder ob für diese Dienstleistungen Gebühren erhoben werden dür-
fen. Zur Vermeidung von Konflikten sollte diese Unterscheidung deshalb entfallen.  

(2) Bibliotheken in den in § 1 Absatz 2 des Hochschulgesetzes und § 1 Absatz 2 des Kunsthochschul-
gesetzes genannten sowie der sonstigen in Trägerschaft des Landes befindlichen Hochschulen kön-
nen auch von Nichthochschulangehörigen Benutzungs- und Verwaltungsgebühren nach Maßgaben 
der einschlägigen kostenrechtlichen Bestimmungen erheben, wobei die allgemeine Bibliotheksbe-
nutzung durch Mitglieder und Angehörige der eingangs genannten Hochschulen kostenfrei ist.  
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AGUB:  

Die Festschreibung der kostenfreien Benutzung durch die Mitglieder und Angehörigen 
der anderen Hochschulen des Landes NRW entspricht weitgehend der gegenwärtigen 
Praxis. Sie ist sinnvoll, weil sie Verwaltungsaufwand erspart, und unkritisch, solange fak-
tisch jede Hochschule in NRW eine Bibliothek unterhält. Aber die Regelung bietet auch 
die Möglichkeit des Missbrauchs, wenn eine Hochschule auf eine eigene Bibliothek ver-
zichtet und ihre Angehörigen dafür eine nahe gelegene Hochschulbibliothek nutzen. 

 

Teil 4 Schlussbestimmungen 

§ 10 Ablieferung von Belegexemplaren 

Von Werken, die unter wesentlicher Verwendung von historischem Buchbestand, Hand-schriften 
oder Nachlässen entstanden sind, kann die besitzende Bibliothek die kostenfreie Ablieferung eines 
Belegexemplars verlangen.  

AGUB:  

Die Regelung ist zu begrüßen. Es ist sinnvoll, die Kostenerstattung bei besonders teuren 
Werken analog Pflichtexemplargesetz zu handhaben.  

§ 11 Datenschutz und Nachlässe 

Bibliotheken dürfen zur Erschließung und Verzeichnung ihrer Bestände personenbezogene Daten 
verarbeiten und über öffentliche Netze zur Verfügung stellen. Auf Nachlässe und vergleichbare Ma-
terialen finden die Vorschriften des Landesarchivgesetzes entsprechende Anwendung. Im Übrigen 
gilt das Landesdatenschutzgesetz.  

§ 12 Ausnahmen 

§ 1 Abs. 1 gilt nicht für die Bibliotheken in den Justizvollzugsanstalten. In Einrichtungen im Sinne von 
§ 6 des Schulgesetzes und § 1 des Kinderbildungsgesetzes entscheidet die jeweilige Leitung über die 
Zugänglichkeit.  

§ 13 Befristung 

Das Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft.  


